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Antwort 
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der Abgeordneten Dilek Engin, Frank Müller, Kristen Stich, Andrea Busche, Silvia Gosewinkel, 
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Vollständige Umsetzung der A 13-Überleitung und ausstehende Besoldungsstrukturre-
form: Wie sichert die Landesregierung das Abstandsgebot für Funktionsämter und 
Schulleitungen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit der Schulmail vom 18. Juni 2026 informierte das Ministerium für Schule und Bildung die 
Schulen über die zum 1. August 2026 vorgesehene vollständige Überleitung der verbliebenen 
Lehrkräfte der Primarstufe und Sekundarstufe I in die Besoldungsgruppe A 13. Im Zusammen-
hang mit dem Gesetzentwurf der Landesregierung zur Anpassung der Dienst- und Versor-
gungsbezüge in den Jahren 2026 bis 2028 wird zudem darauf hingewiesen, dass für das Amt 
„Gesamtschulrektorin, Gesamtschulrektor – als Koordinatorin oder Koordinator“ als notwen-
dige Folgeregelung eine Amtszulage vorgesehen ist.1 
 
Gleichzeitig führt das Ministerium in der Schulmail aus, dass die Prüfung weiterer Anpassungs-
bedarfe infolge der Anhebung der Einstiegsbesoldung im Schulbereich noch andauere. Offen 
bleibt jedoch, welche weiteren Funktions- und Beförderungsämter hiervon betroffen sind, nach 
welchen Kriterien die Landesregierung den Anpassungsbedarf bewertet und bis wann mit ent-
sprechenden gesetzlichen Regelungen zu rechnen ist. 
 
 
Der Minister der Finanzen hat die Kleine Anfrage 8392 mit Schreiben vom 10. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Schule und Bildung be-
antwortet. 
 
 
1. Aus welchen konkreten Gründen hat die Landesregierung im aktuellen Gesetzent-

wurf ausschließlich für das Amt „Gesamtschulrektorin, Gesamtschulrektor – als 
Koordinatorin oder Koordinator“ eine Amtszulage vorgesehen, während andere 
funktionsbezogene Beförderungs- und Sonderämter der bisherigen Stufe A 13 in 
diesem ersten Schritt unberücksichtigt blieben? 

 

 
1 Vgl.: https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-19697.pdf  

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-19697.pdf
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Die Einführung der Amtszulage für das Amt „Gesamtschulrektorin, Gesamtschulrektor – als 
Koordinatorin oder Koordinator“ ist eine rechtlich zwingende Folgeänderung im Anschluss an 
die Überführung aller Lehrkräfte der Primarstufe und Sekundarstufe I in die Besoldungsgruppe 
A 13. Die betreffenden Lehrkräfte haben ein funktionsbezogenes Beförderungsamt der Besol-
dungsgruppe A 13 inne. Durch die Einführung der Amtszulage wird sichergestellt, dass der 
notwendige Besoldungsabstand zu den übrigen Lehrkräften auch künftig gewahrt bleibt. 
 
Andere Funktionsämter in der Besoldungsgruppe A 13 (z.B. Konrektorin, Konrektor an Grund- 
oder Hauptschulen) heben sich bereits durch eine Amtszulage von der Einstiegsbesoldung 
der Lehrkräfte mit den Lehrämtern an Grundschulen sowie an Haupt-, Real-, Sekundar- und 
Gesamtschulen ab, so dass aus besoldungsrechtlicher Sicht kein zwingender Anpassungsbe-
darf gegeben ist. 
 
Auch für Lehrkräfte, denen in der Vergangenheit bereits ein funktionsloses Beförderungsamt 
der Besoldungsgruppe A 13 verliehen wurde, ist eine solche Anpassung besoldungsrechtlich 
nicht notwendig. 
 
Nach den geltenden schulrechtlichen Regelungen sind sämtliche Lehrkräfte neben ihrer Un-
terrichtstätigkeit grundsätzlich auch dazu verpflichtet, an der Gestaltung des Schullebens, an 
der Organisation der Schule und an der Fortentwicklung der Qualität der schulischen Arbeit 
aktiv mitzuwirken. Mit der Anhebung der Besoldung aller Lehrkräfte der Primarstufe und der 
Sekundarstufe I auf Besoldungsgruppe A 13 wird den ihnen obliegenden Aufgaben, der ihnen 
zukommenden Verantwortung und ihrem Engagement künftig umfassend Rechnung getragen. 
 
 
2. Bis wann beabsichtigt die Landesregierung, die in der Schulmail angekündigte 

Prüfung weiterer Anpassungsbedarfe abzuschließen, indem sie einen Geset-
zesentwurf zur weiteren Anpassung der Besoldungsstruktur vorlegt? 

 
3. Welche konkreten Änderungen der Besoldungsstruktur prüft die Landesregierung 

derzeit spezifisch für Schulleitungen bzw. stellvertretende Schulleitungen an den 
spezifischen Schulformen (namentlich Grund-, Haupt-, Real-, Sekundar- und Ge-
samtschulen), um das verfassungsrechtliche Abstandsgebot sicherzustellen? 

 
4. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Landesregierung für die Inhaberinnen und 

Inhaber schulischer Funktions- bzw. Beförderungsämter der jeweiligen Schulfor-
men, insbesondere für Fachleiterinnen und Fachleiter an den Zentren für schul-
praktische Lehrerausbildung, um einen angemessenen Besoldungsabstand zum 
Eingangsamt sicherzustellen? 

 
Die Fragen 2 bis 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet:  
 
Wie in der auf der Homepage des Ministeriums für Schule und Bildung veröffentlichen Pres-
semitteilung vom 15. Juli 2026 „Kabinett beschließt Eckpunkte für den Haushalt 2027 / Zweites 
Besoldungspaket für Schulleitungen und Lehrkräfte“ angekündigt, ist beabsichtigt, folgende 
weitere Verbesserungen umzusetzen: 
 
• Die Besoldung von Rektorinnen und Rektoren an Grund- und Hauptschulen mit mehr als 

360 Schülerinnen und Schülern wird von A 14 auf A 14 mit Amtszulage („A 14 Z“) ange-
hoben. Zugleich wird die Besoldung von Konrektorinnen und Konrektoren dieser Schu-
len von A 13 Z auf A 14 angehoben. 
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• An Grund-, Haupt- und Realschulen wird bereits bei mehr als 480 Schülerinnen und 
Schülern eine zweite Konrektorenstelle eingerichtet. Bislang brauchte es hierfür mehr 
als 540 Schülerinnen und Schüler. 

• Eine zweite Konkrektorenstelle soll es – je nach Schülerzahl und Förderschwerpunkt – 
zudem auch für Förderschulen geben. 

• Auch kleine Förderschulen mit bis zu 60 Schülerinnen und Schülern sollen eine Konrek-
torenstelle erhalten, die mit A 13 Z besoldet wird.  

• Die Stellenzulage für Fachleitungen in den Lehrämtern an Grundschulen, Haupt-, Real-
, Sekundar- und Gesamtschulen sowie für sonderpädagogische Förderung wird auf 350 
Euro monatlich erhöht.  

 
Ein entsprechender Gesetzesentwurf soll im Laufe des Herbstes beim Landtag eingebracht 
werden. 
 
 
5. Welche weiteren, z.B. organisatorischen oder administrativen, Aufgaben kommen 

auf die Schulleitungen im Zusammenhang mit der zum 1. August 2026 wirksamen 
Überleitung der Lehrkräfte in die Besoldungsgruppe A 13 über die Weiterleitung 
der Schulmail hinaus zu? 

 
Die gesetzliche Überleitung von Lehrkräften in die Besoldungsgruppe A 13 ist für Schulleitun-
gen mit keinen weiteren Aufgaben verbunden. 


